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Drucksache 1929 


Antrag 

der Abgeordneten Ruf, Dr. Berg, Eickhoff und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 9 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Beschäftigung Schwerbeschädigter (Schwerbe- 
schädigtengesetz) vom 16. Juni 1953 (Bundes- 
gcsetzbl. I S. 3S9) in der Fassung der §§ 223 
und 224 des Sozialgerichtsgcsctzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) 
wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Solange private Arbeitgeber die für ihren 
Betrieb vorgeschriebenc Zahl von Schwer- 
beschädigten nicht besd'iäftigen und ihrer Be- 
schäftigungspflicht nicht nacli den §§ 7 und 8 
genügen, haben sie für jeden unbesetzten 


Pflichtplatz eine monatliche Ausgleichsabgabe 
zu entrichten, soweit das Arbeitsamt ihnen 
arbeitsfähige und arbeitsbereite Schvy’'erbe- 
schädigte zur Einstellung angeboten hat und 
sie von diesem Angebot keinen Gebrauch 
gemiacht haben.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgcsetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) aucli 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung von . . . 
in Kraft. 
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Begründung 


Der vorstehende Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Schwcrbeschädigtcngesetzes be- 
zweckt, unbillige Härten, die durch den Ein- 
zug der Ausgleichsabgaben für unbesetzte 
Pflichtplätze nach § 9 des Schwerbeschadig- 
tengesetzes entstehen, zu vermeiden. 

Nach dem Erfahrungsbericht der Bundesan- 
stalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung betreffend die Beschäftigung 
Schwerbesdiädigter waren in der Bundes- 
republik von rd. 550 000 schwerbeschädigten 
Arbeitnehmern am 15. November 1954 noch 
26 794 männliche Schwerbeschädigte arbeits- 
los, von denen wiederum lediglich 10 932 als 
voll und 11 565 als besdiränkt vermittelbar 
anzusehen waren. Diesen arbeitslosen Schwer- 
beschädigten stehen ca. 281 000 unbesetzte 
Pflichtplätze gegenüber. Wenn ferner davon 
auszugehen ist, daß der allgemeine Anstieg 
der Beschäftigung gleichzeitig die Zahl der 
Pflichtplätze nicht unbeträchtlich erhöht, er- 
gibt sicli, daß die Gesamtzahl der unbesetzten 
Pflichtplätze bei weitem das Maß der der- 
zeitigen und der noch zu erwartenden Erfor- 
dernisse für die Arbeitsvermittlung der 
Schwerbeschädigten übersteigt. 


Nach der Vorschrift des § 9 des Schwer- 
beschädigtengesetzes entfällt die Ausgleichs- 
abgabe nicht etwa automatisch, wenn das 
Arbeitsamt nicht in der Lage ist, dem betref- 
fenden Arbeitgeber weitere Schwerbeschä- 
digte zuzuweisen; vielmehr schreibt das Ge- 
setz vor, daß die Ausgleichsabgabe nur auf 
Antrag hin erlassen werden kann. Mit diesem 
Verfahren ist ein Verwaltungsaufwand ver- 
bunden, der in Anbetracht der Divergenz, 
die zwischen den zur Verfügung stehenden 
Pflichtplätzen und der Anzahl der noch 
unterzubringenden Schwerbeschädigten be- 
steht, kaum verantwortet werden kann. Wird 
an Stelle der jetzigen Regelung festgelegt, 
daß nur derjenige Arbeitgeber eine Aus- 
gleichsabgabe zu entrichten hat, der vom 
Arbeitsamt zugewiesene, für den Betrieb 
verwendbare Sdiwerbeschädigte nicht ein- 
stellt, würde das Verfahren viel einfacher 
werden, ohne den Wirkungsgrad des § 9 des 
Schwerbesdiädigtengesetzes zu beeinträchti- 
gen. Im Hinblick auf die Zahl der noch zu 
vermittelnden Schwerbeschädigten dürften 
gegen eine solche Regelung Einwendungen 
nicht zu erheben sein, da die Zielsetzung des 
§ 9 trotz der vorgesehenen Änderung völlig 
gewahrt bleibt. 
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